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Prüfungsordnungen 

Ordnung zur Aufhebung der Diplomprüfungsordnung für den Fachbereich Architektur der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), hat der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs Architektur der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 21.05.2025 
die nachfolgende Ordnung zur Aufhebung der Diplomprüfungsordnung für den Fachbereich Architektur der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau beschlossen. Der Campussenat Kaiserslautern der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 Stellung genommen und das Präsidium der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit Schreiben des Präsidenten der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-A-2025-018, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 
 

§ 1 Aufhebung 

(1) Die Diplomprüfungsordnung für den Fachbereich Architektur der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-
Landau vom 3. Mai 2001 (Staatsanzeiger Nr. 18 vom 05.06.2001; S. 1002) in den jeweiligen Fassungen wird zum 30.09.2033 
aufgehoben. 

(2) Eine Erst- und Wiedereinschreibung in den Diplomstudiengang Architektur nach diesen Ordnungen ist ab dem Sommersemester 
2026 nicht mehr möglich. 

§ 2 In-Kraft-Treten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
Der Dekan 
des Fachbereichs Architektur 
der RPTU 
 
 
 
Prof. Dirk Bayer 
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Erste Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Molekulare 
Biologie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 
16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), hat der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs Biologie der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 28.05.2025 
die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Molekulare Biologie an der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau erlassen. Der Campussenat Kaiserslautern der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 Stellung genommen und das Präsidium der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit Schreiben des Präsidenten der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-BIO-2025-019, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Molekulare Biologie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau vom 11.07.2024 (Amtliche Bekanntmachung Nr. 7 vom 03.09.2024, S. 4) wird wie folgt geändert: 

 
1. In § 7 Absatz 2 Satz 7 werden nach den Wörtern „Nachteilsausgleich ist schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-

Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
2. In § 8 Absatz 7 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 

sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 letzter Satz werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account 
oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 9 letzter Satz wird nach den Wörtern „Zeitpunkt des“ das Wort „Zugangs“ durch das Wort „Eingangs“ ersetzt. 
4. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
i. In Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen  
ii. In Satz 5 werden nach den Wörtern „Ende der Bearbeitungsfrist“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den RPTU-

Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
b) In Absatz 10 Satz 1 werden nach den Wörtern „die Bachelorarbeit fristgemäß“ die Wörter „über die zur Verfügung gestellte 

Plattform elektronisch oder“ eingefügt. 
c) Absatz 13 wird wie folgt geändert: 

i. In Satz 1 werden nach den Wörtern „Prüfungsausschuss schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder 
an einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

ii. In Satz 2 werden nach den Wörtern „Nach Zugang“ die Wörter „des Schreibens“ durch die Wörter „der Mitteilung“ ersetzt. 
5. In § 18 Absatz 9 wird vor dem Wort „Zustimmung“ das Wort „schriftlicher“ gestrichen. 
6. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an 
einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

c) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

7. § 21 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 wird vor dem Wort „Bescheid“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen und folgender letzter Satz angefügt: „Das 

endgültige Nichtbestehen ist der oder dem Studierenden schriftlich oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU mitzuteilen.“ 
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b) In Absatz 3 Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftliche“ gestrichen und nach den Wörtern „Studien- oder 
Prüfungsleistung“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der 
RPTU“ eingefügt. 

8. In § 24 Absätze 2 und 4 wird jeweils folgender letzter Satz eingefügt: „Der Antrag kann auch per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU gestellt werden.“ 

Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Molekulare Biologie an der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Biologie 
 
 
Prof. Dr. rer. nat. Stefan Kins 
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Sechste Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Chemie an 
der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), hat der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs Chemie der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 28.05.2025 
die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Chemie an der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau erlassen. Der Campussenat Kaiserslautern der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 Stellung genommen und das Präsidium der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit Schreiben des Präsidenten der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-CHE-2025-020, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Chemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-
Landau vom 07.05.2012 (Staatsanzeiger Nr. 34 vom 17.09.2012, S. 1802), zuletzt geändert durch Ordnung vom 01.07.2024 (Amtliche 
Bekanntmachung Nr. 6 vom 18.07.2024, S. 4), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 7 Absatz 2 Satz 7 werden nach den Wörtern „Nachteilsausgleich ist schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-

Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
2. In § 8 Absatz 7 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 

sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 letzter Satz werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account 
oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 9 letzter Satz wird nach den Wörtern „Zeitpunkt des“ das Wort „Zugangs“ durch das Wort „Eingangs“ ersetzt. 
4. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 3 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen. 
b) In Absatz 5 vorletzter Satz werden nach den Wörtern „der Bearbeitungsfrist“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den 

RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
c) In Absatz 13 Satz 1 werden nach den Wörtern „Prüfungsausschuss schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account 

oder an einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
5. In § 18 Absatz 9 wird vor dem Wort „Zustimmung“ das Wort „schriftlicher“ gestrichen. 
6. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an 
einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

c) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

7. § 21 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 wird vor dem Wort „Bescheid“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen und folgender letzter Satz angefügt: „Das 

endgültige Nichtbestehen ist der oder dem Studierenden schriftlich oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU mitzuteilen.“ 

b) In Absatz 3 Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftliche“ gestrichen und nach den Wörtern „Studien- oder 
Prüfungsleistung“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der 
RPTU“ eingefügt. 

8. In § 24 Absätze 2 und 4 wird jeweils folgender letzter Satz eingefügt: „Der Antrag kann auch per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU gestellt werden.“ 
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Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Chemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Chemie 
 
 
Prof. Dr. Antonio Pierik 
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Fünfte Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Chemie mit 
Schwerpunkt Wirtschaftswissenschaften des Fachbereichs Chemie an der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), hat der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs Chemie der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 28.05.2025 
die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Chemie mit Schwerpunkt 
Wirtschaftswissenschaften des Fachbereichs Chemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau 
erlassen. Der Campussenat Kaiserslautern der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 
Stellung genommen und das Präsidium der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit 
Schreiben des Präsidenten der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-CHE-
2025-021, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Chemie mit Schwerpunkt Wirtschaftswissenschaften des Fachbereichs Chemie an 
der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 28.08.2014 (Verkündungsblatt Nr. 6 vom 30.09.2014, S. 
3), zuletzt geändert durch Ordnung vom 11.07.2024 (Amtliche Bekanntmachung. Nr. 7 vom 03.09.2024, S. 30), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 7 Absatz 2 Satz 7 werden nach den Wörtern „Nachteilsausgleich ist schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-

Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
2. In § 8 Absatz 7 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 

sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 letzter Satz werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account 
oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 9 letzter Satz wird nach den Wörtern „Zeitpunkt des“ das Wort „Zugangs“ durch das Wort „Eingangs“ ersetzt. 
4. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 3 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen. 
b) In Absatz 5 vorletzter Satz werden nach den Wörtern „der Bearbeitungsfrist“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den 

RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
c) In Absatz 13 Satz 1 werden nach den Wörtern „Prüfungsausschuss schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account 

oder an einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
5. In § 18 Absatz 9 wird vor dem Wort „Zustimmung“ das Wort „schriftlicher“ gestrichen. 
6. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an 
einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

c) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

7. § 21 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 wird vor dem Wort „Bescheid“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen und folgender letzter Satz angefügt: „Das 

endgültige Nichtbestehen ist der oder dem Studierenden schriftlich oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU mitzuteilen.“ 

b) In Absatz 3 Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftliche“ gestrichen und nach den Wörtern „Studien- oder 
Prüfungsleistung“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der 
RPTU“ eingefügt. 

8. In § 24 Absätze 2 und 4 wird jeweils folgender letzter Satz eingefügt: „Der Antrag kann auch per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU gestellt werden.“ 
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Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang Chemie mit Schwerpunkt Wirtschaftswissenschaften 
des Fachbereichs Chemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau tritt am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau in 
Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Chemie 
 
 
Prof. Dr. Antonio Pierik 
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Sechste Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang 
Lebensmittelchemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-
Landau vom 16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), hat der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs Chemie der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 28.05.2025 
die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Lebensmittelchemie an der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau erlassen. Der Campussenat Kaiserslautern der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 Stellung genommen und das Präsidium der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit Schreiben des Präsidenten der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-CHE-2025-022, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Lebensmittelchemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau vom 07.05.2012 (Staatsanzeiger Nr. 34 vom 17.09.2012, S. 1810), zuletzt geändert durch Ordnung vom 
01.07.2024 (Amtliche Bekanntmachung Nr. 6 vom 18.07.2024, S. 24), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 7 Absatz 2 Satz 7 werden nach den Wörtern „Nachteilsausgleich ist schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-

Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
2. In § 8 Absatz 7 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 

sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 letzter Satz werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account 
oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 9 letzter Satz wird nach den Wörtern „Zeitpunkt des“ das Wort „Zugangs“ durch das Wort „Eingangs“ ersetzt. 
4. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 3 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen. 
b) In Absatz 5 vorletzter Satz werden nach den Wörtern „der Bearbeitungsfrist“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den 

RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
c) In Absatz 13 Satz 1 werden nach den Wörtern „Prüfungsausschuss schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account 

oder an einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
5. In § 18 Absatz 9 wird vor dem Wort „Zustimmung“ das Wort „schriftlicher“ gestrichen. 
6. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an 
einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

c) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

7. § 21 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 wird vor dem Wort „Bescheid“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen und folgender letzter Satz angefügt: „Das 

endgültige Nichtbestehen ist der oder dem Studierenden schriftlich oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU mitzuteilen.“ 

b) In Absatz 3 Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftliche“ gestrichen und nach den Wörtern „Studien- oder 
Prüfungsleistung“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der 
RPTU“ eingefügt. 

8. In § 24 Absätze 2 und 4 wird jeweils folgender letzter Satz eingefügt: „Der Antrag kann auch per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU gestellt werden.“ 
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Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Bachelor-Studiengang Lebensmittelchemie an der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Chemie 
 
 
Prof. Dr. Antonio Pierik 
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Siebte Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Chemie des 
Fachbereichs Chemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-
Landau vom 16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), hat der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs Chemie der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 28.05.2025 
die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Chemie des Fachbereichs Chemie an der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau erlassen. Der Campussenat Kaiserslautern der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 Stellung genommen und das Präsidium der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit Schreiben des Präsidenten der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-CHE-2025-023, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt 
gemacht. 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Chemie des Fachbereichs Chemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau vom 07.05.2012 (Staatsanzeiger Nr. 34 vom 17.09.2012, S. 1806), zuletzt geändert durch Ordnung 
vom 01.07.2024 (Amtliche Bekanntmachung Nr. 6 vom 18.07.2024, S. 14), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 2 Absatz 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „Ablauf des“ die Wörter „zehnten Monats“ durch die Wörter „zweiten Semesters“ 

ersetzt. 
2. In § 7 Absatz 2 Satz 7 werden nach den Wörtern „Nachteilsausgleich ist schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-

Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
3. In § 8 Absatz 7 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 

sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 letzter Satz werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account 
oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 9 letzter Satz wird nach den Wörtern „Zeitpunkt des“ das Wort „Zugangs“ durch das Wort „Eingangs“ ersetzt. 
5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 3 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen. 
b) In Absatz 5 vorletzter Satz werden nach den Wörtern „der Bearbeitungsfrist“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den 

RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
c) In Absatz 13 Satz 1 werden nach den Wörtern „Prüfungsausschuss schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account 

oder an einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
6. In § 18 Absatz 9 wird vor dem Wort „Zustimmung“ das Wort „schriftlicher“ gestrichen. 
7. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an 
einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

c) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 wird vor dem Wort „Bescheid“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen und folgender letzter Satz angefügt: „Das 

endgültige Nichtbestehen ist der oder dem Studierenden schriftlich oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU mitzuteilen.“ 

b) In Absatz 3 Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftliche“ gestrichen und nach den Wörtern „Studien- oder 
Prüfungsleistung“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der 
RPTU“ eingefügt. 
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9. In § 24 Absätze 2 und 4 wird jeweils folgender letzter Satz eingefügt: „Der Antrag kann auch per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU gestellt werden.“ 

Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Chemie des Fachbereichs Chemie an der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Chemie 
 
 
Prof. Dr. Antonio Pierik 
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Fünfte Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang 
Lebensmittelchemie des Fachbereichs Chemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau vom 16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), hat der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs Chemie der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 28.05.2025 
die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Lebensmittelchemie des Fachbereichs 
Chemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau erlassen. Der Campussenat Kaiserslautern der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 Stellung genommen und das Präsidium der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit Schreiben des Präsidenten der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-CHE-2025-024, genehmigt. Sie wird hiermit 
bekannt gemacht. 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Lebensmittelchemie des Fachbereichs Chemie an der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 07.05.2012 (Staatsanzeiger Nr. 34 vom 17.09.2012, S. 1814), zuletzt geändert durch 
Ordnung vom 01.07.2024 (Amtliche Bekanntmachung Nr. 6 vom 18.07.2024, S. 28), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 2 Absatz 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „Ablauf des“ die Wörter „zehnten Monats“ durch die Wörter „zweiten Semesters“ 

ersetzt. 
2. In § 7 Absatz 2 Satz 7 werden nach den Wörtern „Nachteilsausgleich ist schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-

Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
3. In § 8 Absatz 7 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 

sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 letzter Satz werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account 
oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 9 letzter Satz wird nach den Wörtern „Zeitpunkt des“ das Wort „Zugangs“ durch das Wort „Eingangs“ ersetzt. 
5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 3 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen. 
b) In Absatz 5 vorletzter Satz werden nach den Wörtern „der Bearbeitungsfrist“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den 

RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
c) In Absatz 13 Satz 1 werden nach den Wörtern „Prüfungsausschuss schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account 

oder an einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
6. In § 18 Absatz 9 wird vor dem Wort „Zustimmung“ das Wort „schriftlicher“ gestrichen. 
7. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an 
einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

c) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 wird vor dem Wort „Bescheid“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen und folgender letzter Satz angefügt: „Das 

endgültige Nichtbestehen ist der oder dem Studierenden schriftlich oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU mitzuteilen.“ 

b) In Absatz 3 Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftliche“ gestrichen und nach den Wörtern „Studien- oder 
Prüfungsleistung“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der 
RPTU“ eingefügt. 
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9. In § 24 Absätze 2 und 4 wird jeweils folgender letzter Satz eingefügt: „Der Antrag kann auch per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU gestellt werden.“ 

Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Lebensmittelchemie des Fachbereichs Chemie an der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Chemie 
 
 
Prof. Dr. Antonio Pierik 
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Zweite Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang 
Wirtschaftschemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-
Landau vom 16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), hat der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs Chemie der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 28.05.2025 
die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Wirtschaftschemie an der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau erlassen. Der Campussenat Kaiserslautern der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 Stellung genommen und das Präsidium der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit Schreiben des Präsidenten der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-CHE-2025-025, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Wirtschaftschemie an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau vom 19.12.2022 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 1 vom 08.03.2023, S. 10), zuletzt geändert durch Ordnung vom 
11.07.2024 (Amtliche Bekanntmachung Nr. 7 vom 03.09.2024, S. 32), wird wie folgt geändert: 
 
1. In § 2 Absatz 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „Ablauf des“ die Wörter „zehnten Monats“ durch die Wörter „zweiten Semesters“ 

ersetzt. 
2. In § 7 Absatz 2 Satz 7 werden nach den Wörtern „Nachteilsausgleich ist schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-

Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
3. In § 8 Absatz 7 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 

sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 letzter Satz werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account 
oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 9 letzter Satz wird nach den Wörtern „Zeitpunkt des“ das Wort „Zugangs“ durch das Wort „Eingangs“ ersetzt. 
5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 3 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen. 
b) In Absatz 5 vorletzter Satz werden nach den Wörtern „der Bearbeitungsfrist“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den 

RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
c) In Absatz 13 Satz 1 werden nach den Wörtern „Prüfungsausschuss schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account 

oder an einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
6. In § 18 Absatz 9 wird vor dem Wort „Zustimmung“ das Wort „schriftlicher“ gestrichen. 
7. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an 
einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

c) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

8. § 21 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 Satz 2 wird vor dem Wort „Bescheid“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen und folgender letzter Satz angefügt: „Das 

endgültige Nichtbestehen ist der oder dem Studierenden schriftlich oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU mitzuteilen.“ 

b) In Absatz 3 Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftliche“ gestrichen und nach den Wörtern „Studien- oder 
Prüfungsleistung“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der 
RPTU“ eingefügt. 
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9. In § 24 Absätze 2 und 4 wird jeweils folgender letzter Satz eingefügt: „Der Antrag kann auch per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU gestellt werden.“ 

Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Wirtschaftschemie an der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Chemie 
 
 
Prof. Dr. Antonio Pierik 
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Zweite Ordnung zur Änderung der Ordnung für die Masterprüfung in Finanz- und 
Versicherungsmathematik an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau vom 16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), hat der 
Fachbereichsrat des Fachbereichs Mathematik der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 
28.05.2025 die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Ordnung für die Masterprüfung in Finanz- und Versicherungsmathematik an 
der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau erlassen. Der Campussenat Kaiserslautern der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 Stellung genommen und das Präsidium der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit Schreiben des Präsidenten der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-MAT-2025-026, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt 
gemacht. 

Artikel 1 

Die Ordnung für die Masterprüfung in Finanz- und Versicherungsmathematik an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau vom 20. Juni 2016 (Verkündungsblatt der TU Kaiserslautern Nr. 4 vom 08.07.2016, S. 94), zuletzt geändert durch 
Ordnung vom 16.05.2024 (Amtliche Bekanntmachung Nr. 5 vom 27.06.2024, S. 10), wird wie folgt geändert: 
 
1. § 2 Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:  

„Für die Zulassung zum Masterstudiengang müssen erfolgreich abgelegte Prüfungen zu den Modulen „Stochastische Methoden“ 
und „Probability Theory“ des Bachelorstudiengangs Wirtschaftsmathematik oder zu gleichwertigen Modulen aus dem Bereich der 
Stochastik im Umfang von mindestens 18 Leistungspunkten sowie Module im Umfang von mindestens 6 Leistungspunkten aus dem 
Bereich der Volkswirtschaftslehre oder gleichwertige Leistungen nachgewiesen werden. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.“ 

2. In § 2a Absatz 4 letzter Satz werden nach dem Wort „innerhalb“ die Wörter „der Prüfungszeiträume“ eingefügt. 
3. In § 7 Absatz 2 Satz 7 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 

sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
4. In § 8 Absatz 7 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an einen sonstigen E-

Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
5. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 letzter Satz werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 9 letzter Satz wird das Wort „Zugangs“ durch das Wort „Eingangs“ ersetzt. 
c) In Absatz 12 wird folgender letzter Satz angefügt: „Der Antrag kann auch per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 

sonstigen E-Mail-Account der RPTU gestellt werden.“ 
6. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
i. In Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen. 
ii. Im vorletzten Satz werden nach den Wörtern „vor Ende der Bearbeitungsfrist“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über 

den RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
b) Absatz 13 wird wie folgt geändert: 

i. In Satz 1 werden nach den Wörtern „Prüfungsausschuss schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder 
an einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

ii. In Satz 2 werden die Wörter „des Schreibens“ durch die Wörter „der Mitteilung“ ersetzt. 
7. In § 18 Absatz 9 wird vor dem Wort „Zustimmung“ das Wort „schriftlicher“ gestrichen. 
8. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „unverzüglich schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail an den RPTU-Account oder an 
einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 
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c) In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort „schriftlich“ die Wörter „oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen 
sonstigen E-Mail-Account der RPTU“ eingefügt. 

9. § 21 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

i. In Satz 2 wird vor dem Wort „Bescheid“ das Wort „schriftlichen“ gestrichen. 
ii. Es wird folgender letzter Satz angefügt: „Das endgültige Nichtbestehen ist der oder dem Studierenden schriftlich oder per 

E-Mail an den RPTU-Account oder an einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU mitzuteilen.“ 
b) In Absatz 3 Satz 4 wird vor dem Wort „Antrag“ das Wort „schriftliche“ gestrichen und werden nach den Wörtern „Studien- oder 

Prüfungsleistung“ die Wörter „schriftlich oder per E-Mail über den RPTU-Account oder über einen sonstigen E-Mail-Account der 
RPTU“ eingefügt. 

10. In § 24 Absatz 2 und 4 wird jeweils folgender letzter Satz angefügt: „Der Antrag kann auch per E-Mail über den RPTU-Account oder 
über einen sonstigen E-Mail-Account der RPTU gestellt werden.“ 

11. Anhang 1 wird wie folgt geändert:  
a) In der Tabelle zu den Pflicht- und Wahlpflichtmodule wird im „Abschnitt: Statistics and Computational Methods“ in der Spalte 

Modulname/-teile nach den Wörtern „Monte Carlo“ das Wort „Methods“ durch das Wort „Algorithms“ ersetzt. 
b) Die Fußnote 3 unter der Tabelle zu den Pflicht- und Wahlpflichtmodule wird wie folgt neu gefasst:  

„3) Nach Wahl der oder des Studierenden aus folgender Liste: 
• AI Numerics, 
• Computational Finance, 
• Financial Statistics, 
• Functional Analysis, 
• Introduction to Neural Networks, 
• Introduction to PDE, 
• Mathematical Methods in AI, 
• Mathematical Statistics, 
• Monte Carlo Algorithms, 
• Nonlinear Optimization, 
• Numerics of ODE, 
• Numerical Methods for Elliptic and Parabolic PDE, 
• Statistical Learning and Selected Applications. 

Abhängig von der Wahl kann in dem jeweiligen Modul ein Übungsschein (erworben durch aktive Teilnahme an den Übungen und 
erfolgreiche Bearbeitung von Hausaufgaben) als Studienleistung zu erbringen sein. Mit Genehmigung des Prüfungsausschusses 
sind auch andere Module aus dem Gebiet Statistics and Computational Methods des Masterstudiengangs Mathematik zulässig.“ 

c) In der Fußnote 5 unter der Tabelle zu den Pflicht- und Wahlpflichtmodule wird nach dem Wort „Banking“ das Satzzeichen „,“ 
durch das Satzzeichen „.“ersetzt und die Zeichen und Wörter „ 
• Kapitalanlage- und nachhaltiges Finanzmanagement.“ gestrichen. 

Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Ordnung für die Masterprüfung in Finanz- und Versicherungsmathematik an der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Mathematik 
 
 
Prof. Dr. Sven Oliver Krumke 
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Vierte Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Biophysik an 
der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 16.06.2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 86 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 76 Abs. 2 Nr. 6 des Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 
2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 373, BS 223-41), haben die 
Fachbereichsräte des Fachbereiche Physik, Chemie und Biologie der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-
Landau am 28.05.2025 die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Biophysik an der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau erlassen. Der Campussenat Kaiserslautern der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat am 11.06.2025 Stellung genommen und das Präsidium der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau hat die Ordnung mit Schreiben des Präsidenten der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 13.06.2025, Az.: 4/PO-PHY-2025-027, genehmigt. Sie wird hiermit bekannt 
gemacht. 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Biophysik an der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-
Landau vom 20.06.2017 (Verkündungsblatt Nr. 4 vom 05.07.2017, S. 45), zuletzt geändert durch Ordnung vom 13.12.2024 (Amtliche 
Bekanntmachung Nr. 1 vom 22.01.2025, S. 36), wird wie folgt geändert: 
 
1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach den Wörtern „Prüfungsausschusses können“ die Wörter „in begründeten Ausnahmefällen gemäß § 19 
Absatz 2 HochSchG“ gestrichen. 

b) In Satz 3 werden nach den Wörtern „Ablauf des“ die Wörter „zehnten Monats“ durch die Wörter „zweiten Semesters“ ersetzt. 
2. In § 11 Absatz 9 letzter Satz wird nach den Wörtern „Zeitpunkt des“ das Wort „Zugangs“ durch das Wort „Eingangs“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang Biophysik an der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 
 
Kaiserslautern, den 16.06.2025 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Physik 
 
 
Prof. Dr. rer. nat. Georg von Freymann 
 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Chemie 
 
 
Prof. Dr. Antonio Pierik 
 
 
 
Der Dekan  
des Fachbereiches Biologie 
 
 
Prof. Dr. rer. nat. Stefan Kins 
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Sonstiges  

Satzung des Studierendenwerks Vorderpfalz 

Der Verwaltungsrat des Studierendenwerks Vorderpfalz hat am 03.04.2025 aufgrund des § 112 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 113 Abs. 1 Nr. 1a) des 
Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23.09.2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2024 (GVBI. S.373,377), die 
nachstehende Satzung beschlossen. 
Diese hat das Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit gemäß § 116 Abs. 2 Satz 1 HochSchG mit Schreiben vom 07.05.2025 
genehmigt. 

§ 1 Rechtsform und Sitz 

Das Studierendenwerk Vorderpfalz ist eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit Sitz in Landau in der Pfalz. 

§ 2 Gemeinnützigkeit 

(1) Das Studierendenwerk Vorderpfalz verfolgt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrages mit seinen Einrichtungen ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung.  
Das Studierendenwerk Vorderpfalz verwendet seine Mittel und Überschüsse im Rahmen des Wirtschaftsplanes ausschließlich für 
satzungsmäßige Zwecke. 
 
(2) Die Einrichtungen des Studierendenwerks Vorderpfalz sind Zweckbetriebe im Sinne des § 65 Abgabenordnung. Eine Absicht, 
Gewinne zu erzielen, ist nicht vorhanden. Das Studierendenwerk Vorderpfalz ist mit seinen Einrichtungen selbstlos tätig im Sinne des 
§ 55 Abgabenordnung. Es werden nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke verfolgt. 

§ 3 Aufgaben 

(1) Das Studierendenwerk Vorderpfalz hat die Aufgabe, die Studierenden der gemäß   § 112 Abs. 1 Nr. 5 HochSchG zugeordneten 
Hochschulen in eigener Verantwortung sozial zu betreuen sowie wirtschaftlich und kulturell zu fördern. 
 
(2)  Zu den Aufgaben des Studierendenwerks Vorderpfalz gehören insbesondere: 

a) die Mitwirkung bei der Errichtung von Mensen und sonstigen Verpflegungsbetrieben sowie die Bewirtschaftung dieser 
Einrichtungen oder die Sicherstellung der Verpflegung der Studierenden auf andere Weise, 

b) die Errichtung oder Anmietung von studentischem Wohnraum sowie die Mitwirkung bei derartigen Maßnahmen, 
c) die Beschaffung und Bewirtschaftung von studentischem Wohnraum sowie die Vermittlung von Wohnraum an Studierende, 
d) die Errichtung und der Betrieb von Betreuungseinrichtungen für Kinder von Studierenden oder die Sicherung von 

Belegungsrechten in Einrichtungen Dritter, 
e) die Bereitstellung bzw. Vermittlung von Sozialberatung und psychologischer Beratung, einschließlich der Beratung und 

Unterstützung von ausländischen Studierenden, Studierenden mit Kindern und Studierenden mit Behinderung oder 
chronischer Erkrankung sowie die Förderung der Vereinbarkeit von Studium und Familie, 

f) die Errichtung, Bereitstellung und Unterhaltung von sonstigen wirtschaftlichen und sozialen Einrichtungen, 
g) die Vergabe von Stipendien, Darlehen und Beihilfen nach Maßgabe des Wirtschaftsplanes, 
h) die Unterstützung von kulturellen Veranstaltungen für Studierende, 
i) die Zusammenarbeit mit anderen Studierendenwerken und Hochschuleinrichtungen insbesondere mit dem Ziel der 

gemeinsamen Aufgabenerfüllung soweit dies sachlich geboten ist, 
j) die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Wahrnehmung seiner Aufgaben. 

 
(3) Im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen kann das Studierendenwerk Vorderpfalz für Studierende und Hochschulen außerhalb 

des Geltungsbereichs des HochSchG Verpflegungsdienstleistungen und Beratungsangebote zu den gleichen Bedingungen wie für 
Studierende der eigenen Standorte erbringen, soweit dies zweckmäßig erscheint und wirtschaftliche Nachteile nicht zu erwarten 
sind. 

 
(4)  Um zusätzliche Mittel für die Betreuung der Studierenden zu erwirtschaften oder die Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerfüllung zu 

sichern, kann das Studierendenwerk Vorderpfalz seine Aufgaben und dahinterstehenden Leistungen auch gegenüber Dritten 
erfüllen bzw. erbringen, sofern und soweit hierdurch die Erfüllung der Aufgaben gegenüber den Studierenden nicht beeinträchtigt 
wird. Dem Verwaltungsrat bleibt vorbehalten diese Befugnis im Bedarfsfall durch verbindlichen Beschluss näher auszugestalten 
oder einzuschränken. 
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(5)  Das Studierendenwerk Vorderpfalz kann zur Förderung oder Unterstützung der Mitglieder und Angehörigen der Hochschulen oder 
einzelner Hochschulstandorte weitere Aufgaben wahrnehmen und seine Einrichtungen für andere Zwecke bereitstellen. Die 
Erfüllung der Aufgaben nach Abs. 1 darf durch die Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 1 nicht beeinträchtigt werden. 

 
(6)  Eine Änderung des Aufgabenspektrums bedarf einer Beschlussfassung des Verwaltungsrates nach § 113 Abs. 1 Nr. 1b HochSchG 

und einer entsprechenden Satzungsänderung. 
 
(7)   Das Studierendenwerk Vorderpfalz kann bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben mit  

anderen Einrichtungen zusammenarbeiten und sich zur Erfüllung seiner Aufgaben Dritter bedienen, sich mit Zustimmung des 
fachlich zuständigen Ministeriums an Einrichtungen oder Unternehmen beteiligen oder Einrichtungen oder Unternehmen gründen. 
Bei Unternehmensgründungen ist die Anwendung der für das Land geltenden tarifrechtlichen Bestimmungen sicherzustellen. 

 
(8)  Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben bekennt sich das Studierendenwerk Vorderpfalz  
 zu den Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung und Berücksichtigung ökologischer  
 Aspekte. Es fördert den nachhaltigen Umgang mit Natur, Umwelt und Menschen und wirkt  
 auf eine bewusste Ressourcennutzung hin. Es wirkt an der Umsetzung der  
 Nachhaltigkeitsstrategien des Landes mit.  
 
(9)  Das Studierendenwerk Vorderpfalz pflegt den regelmäßigen Informationsaustausch mit der Leitungsebene der Hochschulen 

seines Zuständigkeitsbereiches 

§ 4 Finanzierung 

(1) Die zur Erfüllung seiner Aufgaben gemäß § 3 Abs. 2 dieser Satzung erforderlichen Mittel erhält das Studierendenwerk Vorderpfalz 
durch 

a) eigene Einnahmen, 
b) Beiträge von Studierenden nach Maßgabe der Beitragsordnung, 
c) Zuwendungen Dritter, 
d) Zuschüsse des Landes Rheinland-Pfalz nach Maßgabe des Landeshaushaltes. 

 
(2) Die zur Finanzierung der weiteren Aufgaben gemäß § 3 Abs. 5 erforderlichen 

Mittel erhält das Studierendenwerk Vorderpfalz wie folgt: 
a) Anteilige Kostenerstattung der betreffenden Hochschulen im Auftrag des Landes, 
b) Erstattung des tatsächlichen Mehraufwandes durch den Auftraggeber. 

§ 5 Grundsätze der Wirtschaftsführung und des Rechnungswesens 

(1) Wirtschaftsführung und Rechnungswesen richten sich nach kaufmännischen Grundsätzen 
sowie den weiteren Vorgaben der §§ 112 Abs. 8 Satz 5, 114 HochSchG und der Richtlinien für die Wirtschaftsführung, die Aufstellung 
von Wirtschaftsplänen und die Bilanzierung der Studierendenwerke in Rheinland-Pfalz vom 29.03.2016 in der im Gemeinsamen 
Amtsblatt des Ministeriums für Bildung und des Ministeriums für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur 2016, S. 67 ff 
veröffentlichten Fassung. 

 
(2) Über die Kostendeckung hinaus dürfen Beiträge und Mittel zur Bildung von Rücklagen 

verwendet werden, insbesondere um finanzielle Risiken abzusichern. Eine allgemeine Betriebsmittelrücklage in Höhe des 
Bruttoentgeltes aller Beschäftigten der letzten drei Monate des Wirtschaftsjahres wird angestrebt. Darüber hinaus und soweit 
Überschüsse erwirtschaftet werden, können Rücklagen für die Wahrnehmung von satzungsgemäßen Zwecken gebildet werden. 

 
(3)  Eine Quersubventionierung zwischen steuerpflichtigen Betrieben gewerblicher Art und steuerbegünstigten Betriebseinrichtungen 

ist ausgeschlossen. Insoweit kann ein Vortrag von Überschüssen oder Verlusten in das folgende Wirtschaftsjahr erfolgen. Die 
Zuführung von Überschüssen zu einer Rücklage oder der Ausgleich von Verlusten durch die Auflösung einer Rücklage ist nur 
zulässig, soweit dadurch nicht mittelbar eine Quersubventionierung bewirkt oder die Finanzierungsregelung nach Satz 1 umgangen 
wird. 

§ 6 Organe 

Organe des Studierendenwerks Vorderpfalz sind der Verwaltungsrat und die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer. 
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§ 7 Verwaltungsrat 

(1)  Die Zusammensetzung, Wahl und Amtszeit des Verwaltungsrats bestimmt sich nach § 113 Abs. 2 und 4 HochSchG. Auf die Belange 
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern ist zu achten. Die Amtszeit der studentischen Mitglieder beträgt zwei Jahre. 

 
(2)  Der Verwaltungsrat berät und entscheidet in Angelegenheiten des Studierendenwerks Vorderpfalz von grundsätzlicher Bedeutung 

im Sinne des § 113 Abs. 1 HochSchG. Personalentscheidungen über die Besetzung der Stelle der stellvertretenden 
Geschäftsführung trifft der Verwaltungsrat auf Vorschlag der Geschäftsführung. Im Übrigen sind Einstellungen, 
Höhergrupperingen und Entlassungen von Beschäftigten des Studierendenwerks Vorderpfalz zur abschließenden Entscheidung 
der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer übertragen. Die Belange der Gleichberechtigung von Frauen und Männern sind 
zu achten  

 
(3)  Der Verwaltungsrat nimmt die Halbjahresberichte zur Kenntnis und berät über den daraus abzuleitenden Handlungsbedarf sowie 

über etwaige Beschlussvorlagen der Geschäftsführung. § 113 Abs. 7 HochSchG bleibt unberührt.  
 
(4)  Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.   
 
(5)  Die Mitglieder des Verwaltungsrats und auf seinen Beschluss eingeladene Gäste erhalten auf Antrag notwendige Reisekosten nach 

den Bestimmungen des Landesreisekostengesetzes vom 24. März 1999 (GVBI. S. 89) in der jeweils gültigen Fassung erstattet. 
 
(6) Die studentischen Mitglieder können eine Aufwandsentschädigung für die Teilnahme an ordentlichen Sitzungen des 

Verwaltungsrats erhalten. Die Höhe der Aufwandsentschädigung wird durch den Verwaltungsrat in seiner Geschäftsordnung 
festgelegt.  

§ 8 Geschäftsführung 

(1) Der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer obliegen die in § 113 Abs. 5 ff. HochSchG festgelegten Aufgaben. Die 
Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer vertritt das Studierendenwerk Vorderpfalz nach außen und ist Vorgesetzte oder 
Vorgesetzter für das dort beschäftigte Personal. Sie oder er hat dabei die vom Verwaltungsrat erlassenen allgemeinen Richtlinien 
für die Geschäftsführung des Studierendenwerks Vorderpfalz zu beachten. 

 
(2)  Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer übernimmt die Aufgabe der obersten Dienstbehörde im Sinne des § 89 LPersVG 

RLP. 
 
(3)  Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer wird durch eine ständige Stellvertreterin oder einen ständigen Stellvertreter 

vertreten.  
 
(4)  Die Stelle der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers ist öffentlich auszuschreiben. Die Bewerberin oder der Bewerber muss 

über die erforderlichen Erfahrungen auf wirtschaftlichem, rechtlichem und sozialem Gebiet verfügen. Voraussetzung für die 
Bestellung zur Geschäftsführerin oder zum Geschäftsführer ist in der Regel ein abgeschlossenes Hochschulstudium. 

 
(5)  Einen Beschluss über die Abberufung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers und die Kündigung ihres oder seines 

Dienstverhältnisses kann der Verwaltungsrat nur mit dreiviertel der Stimmen seiner gesetzlichen Mitglieder fassen. 

§ 9 Personal 

Für das Personal des Studierendenwerks Vorderpfalz gelten die Bestimmungen für die Beschäftigten des Landes Rheinland-Pfalz 
entsprechend. 

§ 10 Auflösung des Studierendenwerks 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Studierendenwerks Vorderpfalz oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke ist das Vermögen des 
Studierendenwerks Vorderfalz auf ein anderes Studierendenwerk im Geltungsbereich des Hochschulgesetzes Rheinland-Pfalz zu 
übertragen, welches das Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. Andernfalls fällt das 
Vermögen des Studierendenwerks Vorderpfalz an das Land Rheinland-Pfalz, welches es zur Erfüllung von Aufgaben im Sinne von § 112 
Abs. 5  HochSchG zu verwenden hat. 
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§ 11 Inkrafttreten 

 
(1)  Diese Satzung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in allen hochschuleigenen Publikationsorganen im Zuständigkeitsbereich 

des Studierendenwerks Vorderpfalz in Kraft. 
 
(2)  Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Satzung des Studierendenwerks Vorderpfalz vom 02.02.2012 außer Kraft. 
 
 
Landau, den 01.06.2025 
 
 
 
 
Prof. Dr. Jendrik Petersen 
(Vorsitzender des Verwaltungsrates des Studierendenwerk Vorderpfalz) 
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2. Ordnung zur Änderung der Grundordnung der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau vom 05. Juni 2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 76 Abs. 2 Nr. 1 und § 74 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des rheinland-pfälzischen Hochschulgesetzes 
(HochSchG) vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 
373), BS 223-41, in Verbindung mit § 5 Abs. 5 Satz 1 und 2 der Grundordnung der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau (RPTU) vom 27. Juni 2022, zuletzt geändert durch die 1. Ordnung zur Änderung der Grundordnung der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 04. September 2024, hat der Senat der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 13. November 2024 mit Zustimmung des Hochschulrats der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 02. Dezember 2024 die folgende 2. Ordnung zur Änderung der Grundordnung der 
Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau beschlossen. Diese Ordnung hat das Ministerium für Wissenschaft 
und Gesundheit mit Schreiben vom 28. Mai 2025, Az.: 722-0024#2024/0002-1501 15321 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

Artikel 1 

Die Grundordnung der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 27. Juni 2022, zuletzt geändert durch 
die 1. Ordnung zur Änderung der Grundordnung der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 04. 
September 2024, wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „University of Kaiserslautern-Landau“ ersetzt durch die Worte „RPTU University Kaiserslautern-
Landau“. 

2. In § 3 wird folgender Absatz 11 angefügt: 

     „(11)   Aufgrund von § 7 Abs. 7 HochSchG und abweichend von § 72 Abs. 3 HochSchG kann die Präsidentin oder der Präsident bis 
zum 30. Juni 2027 eine oder einen Chief Digital Officer (CDO) als Beauftragte oder Beauftragten der Präsidentin oder des 
Präsidenten bestellen. Die oder der CDO ist verantwortlich für die digitale Transformation der RPTU in Forschung, Lehre und 
Verwaltung sowie für die Auswahl und Einführung der dafür notwendigen digitalen Informations- und Kommunikationssysteme. Sie 
oder er berät das Präsidium, die Fachbereiche und die zentralen Einrichtungen der RPTU in Angelegenheiten ihres oder seines 
Aufgabenbereichs. Sie oder er ist Mitglied des Leitungsrats des Regionalen Hochschulrechenzentrums. Sie oder er ist ständiges 
beratendes Mitglied des Präsidiums und des Senats. Sie oder er berichtet dem Präsidium regelmäßig und dem Senat mindestens 
zweimal jährlich über ihre oder seine Tätigkeit. Die Präsidentin oder der Präsident kann die Beauftragung widerrufen.“ 

Artikel 2 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. Artikel 1 Nr. 2 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2027 außer Kraft. 

 

 

Kaiserslautern, den 05. Juni 2025 

 

 

 

Prof. Dr. Malte Drescher     
Präsident der Rheinland-Pfälzischen     
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau  
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1. Ordnung zur Änderung der Teil-Grundordnung für die Vergabe von Leistungsbezügen sowie 
Forschungs- und Lehrzulagen der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau vom 05. Juni 2025 

Aufgrund des § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 76 Abs. 2 Nr. 1 und § 74 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des rheinland-pfälzischen Hochschulgesetzes 
(HochSchG) vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 26. November 2024 (GVBl. S. 
373), BS 223-41, in Verbindung mit § 5 Abs. 5 Satz 1 und 2 der Grundordnung der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau (RPTU) vom 27. Juni 2022, zuletzt geändert durch die 1. Ordnung zur Änderung der Grundordnung der Rheinland-
Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 04. September 2024, hat der Senat der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau am 13. November 2024 mit Zustimmung des Hochschulrats der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 02. Dezember 2024 die folgende 1. Ordnung zur Änderung der Teil-Grundordnung für 
die Vergabe von Leistungsbezügen sowie Forschungs- und Lehrzulagen der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau beschlossen. Diese Ordnung hat das Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit mit Schreiben vom 28. Mai 2025, 
Az.: 722-0024#2024/0003-1501 15321 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

Artikel 1 

Die Teil-Grundordnung für die Vergabe von Leistungsbezügen sowie Forschungs- und Lehrzulagen der Rheinland-Pfälzischen 
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau vom 6. Dezember 2022 wird wie folgt geändert: 

§ 3 erhält folgenden Wortlaut: 

„Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 erhalten Funktions-Leistungsbezüge für die Dauer der 
Wahrnehmung der Funktion  

− einer Dekanin oder eines Dekans in Höhe von monatlich 7 v. H., 

− der Geschäftsführenden Leitung des Zentrums für Lehrerbildung in Höhe von monatlich 7 v. H. sowie  

− einer oder eines Chief Digital Officers (CDO) in Höhe von monatlich 15 v. H. 

des Grundgehaltes der Besoldungsgruppe W 3 nach der Landesbesoldungsordnung W des LBesG (§ 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
LBesG, § 38 Abs. 3 LBesG, § 5 HLB-VO).“  

Artikel 2 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der Rheinland-Pfälzischen Technischen 
Universität Kaiserslautern-Landau in Kraft. 

Artikel 1 tritt bezüglich § 3 Spiegelstrich 3 mit Ablauf des 30. Juni 2027 außer Kraft und das Wort „sowie“ in Spiegelstrich 2 wird gestrichen, 
sofern nicht spätestens am 1. Juli 2027 eine neue Grundordnung der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität Kaiserslautern-
Landau in Kraft tritt, die eine oder einen CDO in vergleichbarer Art vorsieht. 
 

Kaiserslautern, den 05. Juni 2025 

 

 

Prof. Dr. Malte Drescher     
Präsident der Rheinland-Pfälzischen     
Technischen Universität Kaiserslautern-Landau 
 
  



 

 

 

28 
 

A M T L I C H E  B E K A N N T M A C H U N G  
N r .  5 ,  2 6 . 06 . 2 02 5  

 

Satzung zur Verleihung der Bezeichnung außerplanmäßige Professorin oder außerplanmäßiger 
Professor sowie zum Vorschlag der Universität zur Bestellung zur Honorarprofessorin oder 
zum Honorarprofessor vom 12.06.2025 

Auf Grund des § 61 Abs. 3 in Verbindung mit § 76 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 S. 1 des Hochschulgesetzes vom 23.09.2020 (GVBl. S. 461), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 26.11.2024 (GVBl. S. 373, 377), BS 223-41, hat der Senat der Rheinland-Pfälzischen Technischen Universität 
Kaiserslautern-Landau (RPTU) am 11.06.2025 die folgende Satzung zur Verleihung der Bezeichnung außerplanmäßige Professorin oder 
außerplanmäßiger Professor sowie zum Vorschlag der Universität zur Bestellung zur Honorarprofessorin oder zum Honorarprofessor 
beschlossen. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

Abschnitt 1 – Verleihung der Bezeichnung  
„außerplanmäßige Professorin“ oder „außerplanmäßiger Professor“ 

§ 1 Personenkreis und persönliche Voraussetzungen 

Das Präsidium kann folgenden Personengruppen auf Antrag und unter den Voraussetzungen dieses Abschnitts die Bezeichnung 
„außerplanmäßige Professorin” oder „außerplanmäßiger Professor” verleihen, wenn sie an der Universität lehren, und zusätzlich eine 
Bewährungszeit in Forschung und Lehre absolviert worden ist:  

1. Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren nach deren Ausscheiden aus der Universität oder nach Ablauf ihrer Amtszeit, wobei die 
Bewährungszeit in beiden Fällen mindestens zwei Jahre nach der Zwischenevaluation beträgt, 

2. Nachwuchsgruppenleiterinnen oder -leiter der Max-Planck-Gesellschaft, Emmy Noether- Nachwuchsgruppenleiterinnen oder -leiter 
der DFG, Inhaberinnen und Inhaber von ERC Starting Grants der EU oder vergleichbare Personen, wobei die Bewährungszeit nach 
erfolgreicher Zwischenevaluation oder einem zeitlich vergleichbaren Einschnitt mindestens zwei Jahre beträgt, 

3. Habilitierte nach mindestens zweijähriger Bewährung nach der Habilitation,  

4.  andere Personen, bei denen das Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen für eine Professur gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a 
HochSchG festgestellt wurde und einer mindestens zweijährigen Bewährungszeit nach der vorgenannten Feststellung oder   

5. herausragende Künstlerinnen und Künstler nach mindestens vierjähriger Lehrtätigkeit. 

§ 2 Bewährungskriterien 

Allgemeine Bewährungskriterien sind Publikations- und Vortragstätigkeit, Lehrumfang, Betreuungstätigkeit und Lehrevaluationen. 
Daneben können im Einzelfall weitere Kriterien wie z.B. Drittmitteleinwerbung, Einsatz innovativer Lehrkonzepte, Preise und 
Auszeichnungen für besondere Leistungen in Forschung und Lehre, Gutachtertätigkeiten in Wissenschaftseinrichtungen oder 
Wissenschaftsverlagen, Anmeldung von Patenten, etc. herangezogen werden.  

§ 3 Verfahren 

(1)  Der Antrag auf Verleihung der Bezeichnung ist von der Kandidatin oder dem Kandidaten schriftlich bei der Dekanin oder dem Dekan 
des betroffenen Fachbereichs zu stellen. Der Antrag kann frühestens nach Ablauf der jeweiligen in § 1 genannten Bewährungszeiten 
gestellt werden.   

(2)  Eine vom Fachbereichsrat gebildete Kommission, der mehrheitlich Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer angehören, 
erarbeitet unter Berücksichtigung der in § 2 genannten Bewährungskriterien und der nach Absatz 5 vorliegenden Nachweise einen 
Entscheidungsvorschlag für den Fachbereichsrat. Der Kommissionsbericht stellt den Verfahrensablauf dar und begründet 
ausführlich das Vorliegen der persönlichen Voraussetzungen gemäß § 1 sowie der Bewährungskriterien gemäß § 2. Der 
Kommissionsbericht enthält eine explizite Aussage darüber, ob die Antragstellerin bzw. der Antragsteller auf eine Professur an einer 
Universität oder einer vergleichbaren Hochschule berufbar ist.  

(3) Die Kommission hat mindestens zwei auswärtige Gutachten einzuholen. Diese sollen explizit auch zur Berufbarkeit der Kandidatin 
oder des Kandidaten Stellung nehmen. Gutachten aus vorangegangenen Promotions-, Habilitations- oder ähnlichen Verfahren der 
Kandidatin oder des Kandidaten sind nicht verwendbar.  
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(4) Der Fachbereichsrat stellt entsprechend § 86 Abs. 2 Nr. 9 HochSchG einen Vorschlag für die Verleihung der Bezeichnung auf. 

(5) Die Entscheidung des Fachbereichs ist durch die Dekanin oder den Dekan zusammen mit den nachfolgend genannten Unterlagen, 
soweit diese vorhanden sind, dem Präsidium zuzuleiten:  

1. Anschreiben an das Präsidium,  

2. der Antrag der Antragstellerin oder des Antragstellers,  

3. ein Kommissionsbericht,  

4. mindestens zwei externe Gutachten,  

5. vorliegende Stellungnahmen (z.B. Gleichstellungsbeauftragte, Studierende),  

6. eine Auflistung der abgehaltenen Lehrveranstaltungen mit Titel und Veranstaltungsart sowie geordnet nach Semestern,  

7. ein aktueller Lebenslauf mit Bildungsweg und beruflichem Werdegang, 

8. der Nachweis über ein erfolgreich abgeschlossenes Hochschulstudium (Bachelor-, Master- oder Diplomurkunde) sowie 
Promotions- und Habilitationsurkunde sowie 

9. ein Publikationsverzeichnis. 

(6)  Der Senat stimmt dem Vorschlag des Fachbereiches zu. Stimmt der Senat nicht zu, soll das Präsidium dem Fachbereich 
Gelegenheit zur Stellungnahme geben; das Präsidium kann insbesondere zusätzliche Gutachten anfordern. Sodann entscheidet 
der Senat erneut. Erfolgt erneut keine Zustimmung ist das Verfahren beendet.  

(7) Das Präsidium entscheidet auf der Grundlage der ihm vorgelegten Unterlagen über die Verleihung der Bezeichnung. 

(8) Die Befugnis zur Führung der Bezeichnung erlischt durch die Ernennung zur Professorin oder zum Professor.   

§ 4 Verfahren bei der Personengruppe nach § 1 Nr. 4 

(1) Abweichend von § 3 Abs. 2 erstellt die Kommission bei der Personengruppe nach § 1 Nr. 4 in einem ersten Verfahrensteil für den 
Fachbereichsrat einen Entscheidungsvorschlag und einen Kommissionsbericht, der die begründete Feststellung enthält, ob und 
auf Grund welcher Tätigkeiten die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a HochSchG 
erbracht worden sind. Hierzu sind von der oder dem Betroffenen neben dem Antrag auf Feststellung der zusätzlichen 
wissenschaftlichen Leistungen die Unterlagen gemäß § 3 Abs. 5 Nr. 6 bis 9 vorzulegen. Die Gutachten nach § 3 Abs. 3 sind im 
ersten Verfahrensteil zu berücksichtigen und nehmen daher insbesondere zur Berufbarkeit der Kandidatin oder des Kandidaten 
Stellung. Auf Vorschlag des Fachbereichsrates gibt das Präsidium der oder dem Betroffenen die Feststellung bekannt. Hiermit 
endet der erste Verfahrensteil.   

(2) Frühestens zwei Jahre nach der Bekanntgabe der Feststellung nach Absatz 1 kann die oder der Betroffene einen Antrag auf 
Verleihung der Bezeichnung gemäß § 3 Abs. 1 stellen. Dieser zweite Verfahrensteil orientiert sich an dem Regelverfahren des § 3 
unter Berücksichtigung des bereits gemäß Absatz 1 festgestellten Vorliegens der zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen.  

(3) Sowohl im ersten Verfahrensteil als auch im zweiten Verfahrensteil erfolgt die Antragstellung abweichend von § 3 Abs. 1 Satz 1 an 
das Präsidium, das zur Sicherstellung vergleichbarer Bewertungsmaßstäbe über die weitere Bearbeitung des Antrages entscheidet. 

(4) Die weiteren Verfahrensregelungen des § 3 bleiben unberührt. 

Abschnitt 2 – Vorschlag der Universität zur Bestellung 
zur Honorarprofessorin oder zum Honorarprofessor 

§ 5 Kriterien 

(1)  Kriterien für den Vorschlag zur Bestellung zur Honorarprofessorin oder zum Honorarprofessor sind neben dem Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen des § 62 Abs. 1 HochSchG 

1. eine mindestens fünfjährige nebenberufliche selbständige Lehrtätigkeit an der RPTU oder 
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2. das Vorliegen eines im Hinblick auf die Profilbildung der Hochschule besonderen Interesses der RPTU an der Gewinnung der 
Persönlichkeit aufgrund ihrer besonderen wissenschaftlich-künstlerischen Leistungen oder ihrer besonderen Praxiserfahrung. 

Die Person darf nicht hauptberuflich an der RPTU tätig sein.  

(2)  Der Nachweis der nebenberuflichen selbständigen Lehrtätigkeit gemäß Absatz 1 Nummer 1 erfolgt durch ein vom jeweiligen 
Fachbereich zu erstellendes Verzeichnis der abgehaltenen Lehrveranstaltungen, gegliedert nach Titel, Art und Umfang sowie 
geordnet nach Semestern. Das Vorliegen eines besonderen Interesses an der Gewinnung der Persönlichkeit gemäß Absatz 1 
Nummer 2 ist ausführlich zu begründen.  

(3)  Zur Prüfung, ob die Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren erfüllt sind (§ 62 Abs. 1 HochSchG i.V.m. § 
49 HochSchG), sind insbesondere heranzuziehen:  

1. Mindestens zwei externe Gutachten; Gutachten aus vorangegangenen Promotions-, Habilitations- oder ähnlichen Verfahren 
der Kandidatin oder des Kandidaten sind nicht verwendbar, sowie 

2. die weiteren Unterlagen nach § 6 Abs. 2 Nr. 5 bis 8.  

§ 6 Verfahren 

(1) Eine vom Fachbereichsrat gebildete Kommission, der mehrheitlich Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer angehören, 
erarbeitet entsprechend der in § 5 genannten Kriterien einen Entscheidungsvorschlag für den Fachbereichsrat. Der 
Kommissionsbericht stellt den Verfahrensablauf dar und begründet ausführlich das Vorliegen der Kriterien gemäß § 5. Er enthält 
eine explizite Aussage darüber, ob die Antragstellerin bzw. der Antragsteller auf eine Professur an einer Universität oder einer 
vergleichbaren Hochschule berufbar ist. Sind die zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen gemäß § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. a 
HochSchG nicht durch Habilitation oder Juniorprofessur erbracht worden, ist eine begründete Feststellung aufzunehmen, auf 
Grund von welchen Tätigkeiten diese zusätzlichen wissenschaftlichen Leistungen erbracht worden sind. 

(2) Die Entscheidung des Fachbereichsrats ist durch die Dekanin oder den Dekan zusammen mit den nachfolgend genannten 
Unterlagen, soweit diese vorhanden sind, dem Präsidium zuzuleiten:  

1. Ein Anschreiben an das Präsidium, 

2. der Antrag der Antragstellerin oder des Antragstellers,  

3. ein Kommissionsbericht, der den Verfahrensablauf darstellt und ausführlich das Vorliegen der Kriterien des § 5 beschreibt,  

4. mindestens zwei externe Gutachten gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 1, 

5. vorliegende Stellungnahmen (z.B. Gleichstellungsbeauftragte, Studierende),  

6. ein Nachweis über die Lehrtätigkeit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1,  

7. ein aktueller Lebenslauf mit Bildungsweg und beruflichem Werdegang,  

8. ein Publikationsverzeichnis sowie  

9. der Nachweis über ein erfolgreich abgeschlossenes Hochschulstudium (Bachelor-, Master- oder Diplomurkunde) sowie 
Promotions- und Habilitationsurkunde. 

(3) Der Senat stimmt gemäß § 76 Abs. 2 Nr. 10 HochSchG dem Vorschlag des Fachbereiches zu. Stimmt der Senat nicht zu, soll das 
Präsidium dem Fachbereich Gelegenheit zur Stellungnahme geben; das Präsidium kann insbesondere zusätzliche Gutachten 
anfordern. Sodann entscheidet der Senat erneut. Erfolgt erneut keine Zustimmung ist das Verfahren beendet. 

(4)  Das Präsidium legt dem zuständigen Ministerium den Vorgang mit der Bitte vor, die Bestellung zur Honorarprofessorin oder zum 
Honorarprofessor durch die Ministerpräsidentin oder den Ministerpräsidenten zu erbeten. 
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Abschnitt 3 - Schlussbestimmungen 

§ 7 Übergangsregelung, Inkrafttreten 

(1) Die Lehrtätigkeit nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 kann auch an der Technischen Universität Kaiserslautern oder der Universität Koblenz-
Landau erbracht worden sein. 

(2) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der RPTU in Kraft. 

 

 

Kaiserslautern, den 12.06.2025 

 

 

Prof. Dr. Malte Drescher 
- Der Präsident der RPTU -  
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